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KRANKENKASSEN | Anbieter
dürfen ihre Beitragshöhe künftig
wieder selbst festlegen.
Das wird für manche Kasse das
Aus bedeuten.

D as Leben ist gerade schön im deut-
schenGesundheitswesen.Der neue
Gesundheitsminister Hermann

Gröhe (CDU) überschüttet Kliniken und
Ärzte mit Geld. Und auch die wohlhaben-
den unter den 132 gesetzlichen Kassen be-
kommen endlich ihren Willen: Von 2015
an gilt nicht mehr der Einheitssatz von
15,5 Prozent; sie dürfen die Beiträge dann
wieder selbst festlegen und sich so von der
Konkurrenz abheben.
Doch Gröhes Wohltat könnte sich als

Bumerang für finanzschwache Kassen
herausstellen. Denn unterschiedliche Bei-
tragssätze werden jedem Kunden sichtbar
machen, was der Einheitsbeitrag heute
nochgnädig vernebelt:DerKassenwechsel
lohnt sich wieder. Seit dank guter Kon-
junktur keine Kasse mehr einen Zusatz-
beitrag fordern muss, war das weniger
augenfällig.
Spätestens ab 2015 werden sich not-

leidende Krankenkassen, denen dann
angesichts höherer Beiträge in Scharen
dieVersichertenweglaufen, einenFusions-
partner suchen müssen. Aber am Ende
trifft es auch rentable Anbieter: Falls sich
für einen lädierten Konkurrenten kein In-
teressentmehr findet, haften sie für dessen
Schuldenmit.

GRÖHES NEUE RECHNUNG
Bisher zahlt jeder Versicherte 15,5 Prozent
des Einkommens an seine Krankenkasse.
7,3 Prozent davon trägt er, 7,3 Prozent sein
Arbeitgeber,macht 14,6 Prozent. Die restli-
chen 0,9 Prozent trägt dasMitglied allein.
Von Januar 2015 an soll es für alleKassen

eine festeUntergrenze von14,6 Prozent ge-
ben, weiterhin hälftig finanziert. Theore-
tisch überweisen Versicherte dann also 0,9
Prozent weniger. Kann eine Kasse davon
ihre Ausgaben nicht zahlen, darf sie einen
ungedeckelt höheren prozentualen Bei-
tragssatz vomGehalt fordern.

Weniger Kassenbeitrag für alle – das
klingt aus Kundensicht erfreulich, ist aber
Augenwischerei. „Die 15,5 Prozent decken
aktuell noch die Kosten. Bei 14,6 Prozent
entstünde eine deutliche Finanzierungslü-
cke“, klagt Hans Unterhuber, Chef der Sie-
mens Betriebskrankenkasse in München.
„Dieser Satz ist eigentlich für keine Kasse

darstellbar.“ Unterhuber erwartet, dass die
Mehrheit der Anbieter 15,5 Prozent nicht
unterschreiten wird, und falls doch, dafür
Reserven auflöst oder für begrenzte Zeit
hoheDefizite inKauf nimmt.
Rund 70 Millionen Deutsche sind bei

Allgemeinen Ortskrankenkassen (AOK),
Innungs- undBetriebskrankenkassen (IKK
und BKK) sowie Ersatzkassen (EK) versi-
chert. Solvente Anbieter gibt es in allen La-
gern, malade auch. Doch spätestens ab
2015 dürfte die Konjunktur schwächeln,
was die Einnahmen bremst. Bei den Auf-
sichtsbehörden sollen mehrere Kassen
schon für 2014 defizitäre Haushalte einge-
reicht haben. Gröhes Reform wirft daher
viele Fragen auf:
nWer finanziert künftig den Ausgleich?
Es gibt Kassen wie einige AOKs, die viele
Wenigverdiener betreuen, die aber genau-
so oft krank sind wie diemehr Beitrag zah-
lendeKlientel andererKassen.
Um den als unsolidarisch geltenden

„Wettbewerb umGesunde“ unter den An-
bietern zu verhindern, heißt es im Koaliti-
onsvertrag: „Damit die unterschiedliche
Einkommensstruktur nicht zu Wettbe-
werbsverzerrungen führt, ist ein vollstän-
diger Einkommensausgleich nötig“. Zum
bisherigen Ausgleich für besonders teure
Krankheiten käme also eine Hilfe auf der
Einnahmenseite hinzu.
ThomasDrabinski, Chef des Kieler Insti-

tuts für Mikrodaten-Analyse im Gesund-
heitswesen: „Das ist weder ordnungspoli-
tisch noch in seiner Umsetzung durch-
dacht und wegen der finanziellen Intrans-
parenzderKassen schwierig.“Die konkrete
Ausgestaltung ist zudem im Bundesge-
sundheitsministeriumnoch völlig unklar. FO

TO
:K

EY
ST

O
N

E/
JO

CH
EN

ZI
CK

52 Nr. 7 10.2.2014 WirtschaftsWoche

Unternehmen&Märkte

Ungleiche Kassenlage

Marktanteile der gesetzlichen Kranken-
kassen nach Versicherten (in Prozent)*

Abgänge und Zugänge von Versicherten
im Vergleich zum Vorjahr (in Prozent)

Einnahmen und Überschüsse
(in Milliarden Euro)

36,9

34,9

69,416,7

7,9

3,6

* 2012; Quelle: Zahlen und Fakten/AOK 2013

Ersatzkassen
(EK)

AOK

Betriebs-
kranken-
kassen
(BKK)

Sonstige

Versicherte
gesamt

AOK BKK IKKEK Sonstige

72,1
(2,0) 67,9

(1,9)
28,1
(0,8)

12,7
(0,6) 8,8

(0,1)

+0,1 –1,7 +0,1+1,6 0

Innungskranken-
kassen (IKK)
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nWie stark steigen die Beiträge?
Preisbildung ist bei Krankenkassen heikel.
Als etwa die DAK aus finanzieller Not bis
2012 von ihren Versicherten einen Zusatz-
beitrag von acht Euro monatlich forderte,
verlor siemehr als 500000Mitglieder.
Die Rechnung ab 2015 sieht so aus: Eine

Kasse, die von einemDurchschnittsverdie-
ner mit 2500 Euro Einkommen beispiels-
weise 0,4 Prozent mehr fordert als andere
Kassen, verlangt 120 Euro pro Jahr zusätz-
lich. Bei einem Gutverdiener an der Bei-
tragsbemessungsgrenze von 4050 Euro
Verdienst sind es pro anno 194 Euro oben-
drauf, errechnete das Institut für Mikro-
daten-Analyse. Und weg ist der Kunde.
Beim Marktriesen, dem AOK-Verbund,
wäre künftig an den Beiträgen auf den ers-
ten Blick erkennbar, wie unterschiedlich
finanzstark die elf AOK-Einzelkassen sind.
nWermuss fusionieren?
2013 war es ruhig bei den Kassen: Anders
als früher gab es nur zwei neue Zusammen-
schlüsse: die BKKHeimbachDürenmit der
AacheneractimondaunddieBKKMobilOil
mit der HVB BKK. Im Juli 2014 wollen sich
dieBKKsNovitas ausDuisburgundPhoenix
ausHamburg zusammenschließen.

DieneueWahlfreiheit beimKrankenkas-
senbeitragwird zumehrÜbernahmen füh-
ren. Denn durch die konjunkturell bedingt
vollen Kassen gab es zuletzt keine Zusatz-
beiträgemehr. So fiel die Schwäche einzel-
ner Kassen weniger auf, und die Kunden
hatten, abgesehen von Prämienzahlungen
einzelner Kassen, weniger Anreiz zum
Wechseln. Als gefährdet gelten vor allem
Kassen in wirtschaftlich schwachen Regio-
nen. Bislang versucht jedes Lager, pleitebe-
drohte Kandidaten unterhalb der öffentli-
chenWahrnehmung bei solventen Kassen
ausdemeigenenVerbundunterzubringen.
Die werden sich aber härter als bisher die-
ser Pflicht zur Solidarität widersetzen, um
nicht selbst in den Strudel zu geraten.
nWer haftet bei Schließung?
Geht in einem Lager doch eine Kasse plei-
te, müssen die anderen dafürmit bis zu ei-
nem Prozent der jährlichen Zuweisungen
finanziell einstehen, die sie aus dem ge-
meinschaftlichen Gesundheitsfonds be-
kommen. Das können bei großen Kassen
bis zudreistelligeMillionenbeträge sein.
Die Solidarität lässt sich verschmerzen,

wenn sich die Lastenwie bei den 107 BKKs
auf viele Schultern verteilen. Anders sieht

esbei dennur sechsErsatzkassenmit ihren
26 Millionen Versicherten aus. Dort weht
ohnehinwenig solidarischerGeist. Fünf er-
zielen Überschüsse, doch der Hamburger
Riese DAK Gesundheit steckt immer wie-
der in Schwierigkeiten. Sollte DAK-Chef
Herbert Rebscher den Tanker mit jährli-
chen Ausgaben von mehr als 17,8 Milliar-
den Euro ins Aus steuern,müssten Techni-
ker, BarmerGEK, KKH,HEKundhkkdafür
einstehen. Das war schon immer so, aber
durch Gröhes Reform dürfte sich die Lage
noch zuspitzen.
Für Klaus Kober, Unternehmensberater

aus Rheinmünster und selbst Beirat einer
Krankenkasse, ist das ein Grundfehler des
Systems: „Diese Sippenhaft hatmit sozialer
Marktwirtschaft nichts zu tun.“
Techniker-Chef JensBaas fanddas schon

vor einemhalben Jahr – als vomneuenKo-
alitionsvertrag noch keine Rede war – im
Interview der WirtschaftsWoche bedenk-
lich: „EinTeil dieserHaftungsgemeinschaft
zu sein bereitetmir Verspannungen.“
DiePflicht, RechnungenderKonkurrenz

begleichen zu müssen– das gibt es in
keiner anderenBranche. n
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